
Bm_deSSOzialgt—gricht

2439112.5;52

Verkündet .am
__30 Januar 1969

Im Namen”_desVölkes

llrteil

in“ dem-=R—achts’Stra'it

Kläg9rin;QHdTRevisionsbeklagté,

Prbzeßbeäoll■ä°htigter‘

g e g e-n.

Ruhrknappschaft Bocnum, Piepérstraße'14—28,
vertreten. äurCh die_ Arbe1tsgeme1nschaft >äéf Knappschaf»
teh> der Bundesrepub11k Deutschland, Bochum,' Wllhelm«
ßtumpf—Straße 70,

39klagte■ndBe?isiö■skiägerina

Der 5 benat des Bunde53021alger1chts hat auf die

mund119he Verhandlung vbm 30„.Januar 1969 dureh'

'Sénatspfäéidéht_ "Drf D a p p r 1'c h
" ' _—_Vor31tzender—j

Bundesr1chter ;br‚' W_i.t t_e,

Bundesr10hter 'S b h9r ö dfe r,
Bundess021alr1chter F o_x' ‚999
BuhdesspZi@lrichtér J a k.u b o wfs.kii

für>Recht_erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das'Urtéil'déä

Landeasoz1alger10hts Nprdrhein—■estfale'n v'om 17 bepw

„tembe r 1965 insoweit aufgé'hoben,'als>dar1n d1e. Be—

klagte verurtellt wird, bei Berechnung _der W1twen—.

rent e der Klager1n die zeit vom '1„ april'-194'9 bis

'2um V3o„ beptember 1950 als ausfallzelt anzurechnen,
-der Rechtsstreit 'W1rd 1nsowe1t zu nVeuér Verhandlung

und' Entsahéiduhg an'> das Lan683802131ger1cht zuruckVel—

Wiesen°

'Im'übrigen.wird die«RevisiQn‚89r Beklagten zurückgé;
“wiesen,JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


.Im. &treit '13t nach_ die anrechnung der Ze1ten vam
1.„Januar .biS zum 25; Februar 1947 _und&0m 1„ ApTll
1949 bis züm-30° heptember 1950'e1e Ersata— oder Has—:

fallze1ten bei d'er Berechnung der- H1nterbllebenen—

rente _dér Klagerln„

Die Klägerin_ 13t die Witwe des im Septemb_er 1'897 gebo«

renen und im märz 1956 'Vere_torbenen Vers1oherten

Peter S
_

_der vom 1„Juni 1952 bis zu seinem Tode

die Gesamtleistung aus der knappschaft11chen Renten—

versiCherung und der angestelltenVers1cherung bezogen
_

hat„ Der Ver51Cherte hat_te Ende 1944 wegen der 111egs—j
ereignisse seinen Wohnsitz in blsaßeLothr1ngen‚ Wo 3';
er im Bergbau tätig gewesen war, aufgeben mHS_sen'und'

war schließl1oh nach Herne gekommen„ Hier wari e_r' nur_

n00h einmal in der Ze:Lt Vom 26„ Februar 'bis zum
75 mai 1947 angestellTenVer310herungepfllühtlg be*

sohäftigt„ Vom arbeitsamt H_ezrnehat er für dle'Zelt

vom 1.„ April 19 49 bis zum 30„ September 1959 Afb91t8“
losenfürsorgeunterStützung_'('Alfu)

bezogen„

Gegen_ den Rentenbesche1d d_er Beklagten vqm 24„ md1_
_1956 legte 'die Klager1n wegen einer Reihe Jetzt

:nicht mehr_ etr1t11ger Punkte erfolg103 Jlderspruch

e_in„ 'Im Laufe_ des_ Verfahrens Stellte äi_e Beklagte }
m1t Bescheid vom 2_Q'„ Dezember 1_958 die- J1tWenrente

auf äas selt dem 1„ Januar 1957 geit'enäe H_écht Um.f‘

wobe1 sie zunachst nur 'eine' paHeohale ausfallzeit
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anrechnetea In zwei weiteren Bescheiden vom 122 Jüli 1960 und 20 Januar 1962 berichtigte
sie die Berechnung zugunsten der Klägerin, in—
VdemSie spezielle hHsfallzeiten aus der Zeit
vor 1945 SÖW15die zeit von der Vertreibung
bis zum )1 Dezember 1946 als Ersatzzeit nach
? b"l' Nro b des 59105sknappgchaftsgesetzee (EKG!
berü0k810htigte° Die Klägerin begehrte darüber

hinaus die hnrechnung der Zeit vom 1; Januar“
1947 bis zum 30g April 1952 als Ausfallzeit der
Mrbeitslösigkeitc
Das Sozialgericht (SQ) hat nach.Beweisaufnahme
die Beklagte Unter Abweisungder Klage im übrigen
verurteilt, der Klägerin bei Berechnung der ‘
Witwenrente vom 1 Januar 1957 an die Zeit vom
‘1„ Januar bis zum 25 Februar 1947 und vom

8‚ Mai 1947 bis zum 300 September 1950 als Aus—

fallzeit gemäß11 57Nr„ 3 EKG;36 Abs„ 1 Nr; 3
;n;éstelltehversicherungsgesetz (AVG) anzurechhenoj
Obgleich die Arbeitslosigkeit des Versicherten

nur fur die Zeit von April 1949 bis September 1950
urkundlich bescheinigt

war, sah das SG es den
Umständen und den Aussagen der Zeugen nach für
erwiesen an, daß der Versicherte in der Zeit von
Januar 1947 bis 5ePtember 1950 —nur unterbrochen
durch die vorübergehendeßkurzfristig€ Beschäfti—
gung im Jahre 1947 —-arbeitslos; beim Arbeitsamt
gemeldet und Empfänger

v0n entsprechenden Leistungen

gewesen sei° Für die Folgezeit hielt es den Nachweis
der Arbeitslosigkeit

nicht mehr für erbrachte

Das Landessozialgéricht (LSG) hat auf die Berufung
ger 59513g555 519593'0rte11 teilweise dahin ab—
geändert, daß der Klägerin nur die Zeit vom 1„ Januar
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bis zum 25„ Februar 1947 als Ersatzzeit und die

Zeit vom 10 April 1949 bis zum 30„ September 1950

—als Ausfallzeit anzurechnen ist„ Es hat die An-

'schlußberufung der Klägerin — sie betraf die Zeit

nach ösptember 1950 — zurückgewiesen° Hinsichtlich
der Zeit vom 8° Mai 1947 bis zum 31„ März 1949,

also der Zeit zwischen der Beendigung der kurz—

zeitigen Angestelltentätigkeit und dem Beginn des
Alfa—Bezuges, hat das LSG ausgeführt, sie könne

nicht berücksichtigt werden,weil wederdasTatbe—
standsmerkmal der unverschuldeten Arbeitslosigkeit

i„S° von $ 51 Nr° 6 EKG, @ 28 Abs„ 1 Nr„ 6 AVG noch

dasjenige der Arbeitslosigkeit ioö„ von 9 57 Nra 3
RKG, 3356 Abs„ 1 Nr„ -3 AVG damals vorgeleé;cn habeo
Soweit den eingereichmo■u Erklärungen bzw° den AUS-

sagen der Zeugen entnommen Werden könne, der Ver—
sicherte sei bereits seit 1946 beim nrbeitsamt

-gem.ldet gewesen und habe von dort Unterstüt2ung
empfangen, dehe dem ein Vermerk des Arbeitsamts Herne

vom 8° Oktober 3949 entgegen, aus dem sich ergebe,

daß der Versicherte in der fraglichen Zeit von der
Meldung beim Arbeitsamt befreit gewesen sei‚ weil seine

Arbeitsnehmerkarte, die dem Nachweis einer meldung

beim Arbeitsamt diente, mit hüéksicht auf eine'

bei ihm als‚sicher angenommene Invalidität geschlosn

sen warc'

Dagegen sei die Zeit vom 1„ April 1949 bis zum

30° September 1950 anzurechnen, weil hierfür die

merkmale der eusfalläeit
wegen arbeitslosigkeit vor—

lagen und die Voraussetzungen der Halbdeckung erfüllt
seienc Aus der Tatsache, daß der Versicherte während

dieser Zeit Alfu bezogen habe, ergebe sich‚ daß er

dem allgemeinen_nrbeitsmarkt zur Verfügung gestanden
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habe und beim Arbeitsamt als Arbeitsuchenderl

gemeldet gewesen sei° Daß er diese Leistungen

später zurückzahlen mußte, sei unerheblich,

weil die Rückforderungrnur wegen der nachträg—
lichen Berücksichtiguhg anderen Einkommens_ane

geordnet worden sei„_Unerheblich sei auch; daß
dem Beginn der arbeit31051gkeit am 1„ April 1949

eine rentenversicherungepflicätige Beschäftigung

nicht unmittelbar vorausgegangen eei„ Each @ 57

Nr„ 3 RKGund ä’36 Abse-T>Nro3 AVGsei der“
1ückenloSe‘nnscnluß an eine solche ßeechäftigung

nicht erforderlich; diese Vor3chriften eprächen

nur von Zeiten} i n’ d e n e'n
leine renten—

vereicherungspflichtige Beschäftigung unter—

brochen war„ Unterbréchen bedeute‚ etwas niCht

fortsetzen können; Seine Versicherungspflichtige

Beschäftigung könne aber auch ein Versicherter

nicht fortsetzen, bei dem zwischen dem Ende der

Beschäftigung‘und dem Beginn der Arbeitslosig—
keit eine Lücke liege° Diese Auslegung entspreche

dem Sinn und Zweck der Ausfallzeit, die dem

Versicherten einen Ausgleich für_einen nicht nen

ihm zu vertretenden Beitragsausfall gewähren und,
ihn damit vor den Nachteilen schützen solle, die'

er ander9nfalle infolge zeitweiligen ausecHMsses
vom Erwerbsleben in der Rentehvefeicherung erleiden

Würde° Dieses öehutzbedürfnis bestehe auch bei einem
Versicherten, äer schon vor dem Beginn der Arbeits—

losigkeit seine versicherungspflichtige*Be—

echäftigung verloren habe und durch die arbeits—
losigkeit gehindert—worden sei, sie Wiederaufzu—

nehmen'undi‘ortzusetzen° Durch das ■rfordernis der

"Unterbrechung" sei nur festgelegt, äaß das Ver—

—sicherungeverhältnis mit der Ausfallzeit der arbeits—
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losigkeit — im Gegensatz zur nnsfallzeit der Aus—

bildung — nicht-begonnen9 sondern nur in gewisser

‚Weise weitergeführt werden könne° Das Versicherungs—

verhältnis sei aber bereits mit der ersten Aufnahme
einer versicheruhgspflichtigen Beschäftigung be—

gonnen worden„ ein Versicherten, der fähig und ernste
lich willens-sei, eine seinem Leistungsvermögen ent—

sprechende Tätigkeit auszuüben, trete mit dem ernst—

haften Entschlüß, eine versicherungspflichtige Be—

schäftigung aufzunehmen und fortzusetzen, wieder in
den Kreis der Arbeitnehmer ein (Hinweis anf B56 in

SozR Nr° j9 u° 21 zu
5 1248 RVG)° Erhalte er trotz

seiner Fähigkeit und seines ernstlichen Willens

keine Arbeit, so sei er arbeitslos; das sei bei dem
Ehemann der Klägerin in der Zeit vom 10 april 1949

bis zum 300 September 1950 der Fall gewesen° Diese
Zeit sei daher vom Ablauf der sechsten ■oche an als

Ausfallzeit anzurechhen°
Der Zeitraum vom 1° Januar bis zum 25° Februar 1947

sei zwar — entgegen der Auffassung des SG » nicht
als Ausfallzéit, wohl aber nach @ 51 Nr° 6 EKG als

*Ersatzzeit der unverschüldeten Arbeitslosigkeit im
Anschluß an eine Vertreibungszeit zu berück—

sichtige'n° Aus der Tatsache, daß der Versicherte

am 260 Februar 1947 eine Tätigkeit als Hilfsange—

stellter bei der Stadt Herne aufgenommen habe‚ ergebe
sich mit hinreichender Sicherheit, daß er in den vor—
hergehenden Wochen Willens und fähig gewesen sei,

eine seinem Leistungsvermögen entsprechende Arbeit

zu den‘dblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeits—

marktes auszuüben, daß
er also dem allgemeinen Ar-

beitsmarkt während dieser Zeit zur Verfügung gestanden

habe° Der Anschluß an die Vertreibungszeit liege vor,

weil diese nach 5 51 Nr() 6 EKG erst am 31° Dezember
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1946 zu Ende gegangen sei° Die Ersatzzeit sei

in der knappechäftlichen Rentenversicherung

‘anzurechnen, weil der letzte vorhergehende

Beitrag zu diesem Rentenversicherungszweig ent—

richtet werdensein DasLSGhat die Revision
zugelasseno

Gegen dieses Urteil hat nur die Beklagte RevisiOn“

eingelegto Sie wendet sich gegen ihre Vera
urteilung zur Anrechnung der Zeit vom 1° Januar
bis zum 250 Februar 1947 als Ersatzzeit und der„
Zeit vom 1„ april 1949 bis zum 30° September 1950 als

Ausfallzeit und rügt insoweit die Verletzung

materiellen Rechts°

Hinsichtlich der erstgenannten Zeit Sei, so
trägt sie vor, 9 51 Nr 6 RKG unrichtig angewwandt
Der Begriff der Arbeitslosigkeit in dieser Ver"

schrift sei dem jeweils geltenden ■echt der

Arbeitslosenversicherung zu
entnehmen Hiernaeh

könne als arbeit310s nur angesehen werden, wer

ernstlich bereit, nach seinem Leistungsvermögen

imstande und durch keine Umstände fehindert sei,

eine Beschäftigung unter den üblichen Bedingungen

des Arbeitsmarktes auszuüben, und nach der herrschen—

den Verkehrsauffaesung für eine Vermittlung als
Arbeitnehmer in Betracht kommeo zum Nachweis der
ernßtlicheh Arbeitsbereitschaft gehöre es, daß

der Versicherte die Vermittlung des“■rbeitsamts‘
in Anspruch genommenhabe° Eee-LSG habe im vor—

liegenden Fall aber festgestellt, daß der Uer—

sicherte von 1946bis März1949■ieht beimarbeits—
amt gemeldet gewesen sei° Ferner ließen die Gründe
des angefochtenen Urteils nicht mit hinreichender
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Deutlichkeit erkennen, daß der Versicherte bereit

gewesen'äkig eine Beschäftigung unter den üblichen
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes, also

ohne berufliche Einschränkung auSzuüben„

Hinsichtlich der Zeit von April 1949 bis öeptember

T95osei 5 56Abs„1 Nr„ 5 nveunr1cntigangewenäet
Wordeno Die Voraussetzungen für die Anrechnung dieeer

Zeit als “usfallzeit nach der genannten Vorschrift
seien deshalb nicht erfüllt, weil durch die nachge»

wiesene Arbeitslosigkeit nicht eine versicherunge—
pflichtige Beschäftigung “unterbrochen" werden sei‚

'Für'eine—Unterbrechung müsse auf jeden Fall voraus«
geset2t werden, daß der Arbeitslosigkeit eine ver—

sicherungepflichtige Beschäftigung unmittelbar voraus—
gegangen sei° Nur dann könne angenomMen werden9 dem
die an diesem Beschäftigungsverhältnis beruhende
9eitregsleistung ohne Verschulden des Versicherten

entfallen sei„ Die Vergünstigung der Ausfallzeit solle
nur dem Personenkreis der Pflichtversicherten zuteil
werden° Bei Beginn der Unterstützung durch des Arbeits—.
amt habe der Ehemann der Klägerin aber nicht mehr

zu den PflichtVer310herten gehört; die anschließende
Zeit anne daher nicht als “usfallzeit berückeichtigt
werden° ' .

Die Beklagte beantragt,

das angefochtene Urteil sowie das Urteil des
bozialgerichts Geleenkirchen vom 6° Juli

1961 aufzuheben und die Klage abqueisena

Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

519 hält das angefochtene Urteil für richtig„ die
wendet sich insbesondere gegen die nuffaseung der

_ 9 _
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Beklagten, für die Annahme der Arbeitslosigkeit

im AnsChluß an die Vertreibung (? 51 Nr° 6 EKG)
werde die meldung beim Arbeitsamt vorausgesetzt°

Andersals in $-57 Nr„ 3 EKGund 9 36 Abs° 1
Nr° 3_ÄVG sei ein solches Erfordernis in dieser

Vorschrift nicht enthalten und daherlvom Gesetz—

geber offenbar nicht gewollt° Hinsichtlich der
Ausfa112eit'von April 1949 bis September1950
vertritt die Klägerin - entgegen_dem Vorbringen

der Retision
— die Ansicht, ihr £hemann habe

bis zum Eintritt des Versicherungsfalles zum
Kreis der versicherungepflichtigén fersonen gehört°

II

Die Revision ist nur zum Teil begründet„

Unbegründet*ist Sie„eoweit sie sich gegen die
'Berüoksichtigung der Zeit vom 1° Januar bis zum 25;Feb—

ruar 1947 als Ersetzzeit wendete Nach % 51 Nr„ 6
RKG sind Ersatzzeiten bei fersonen i„Sq_der
@@1 bis 4 des Bund€svertriebenengesetzes — zu
diesem äreie gehörte der Ehemann der Klägerin—

_die Zeit vom 1°.JanUar 1945 bis zum 31° Dezember

1946-sowie außerhalb dieses Zeitraums liegende
Zeiten der Vertreibung oder Flucht und einer an—

schließenden Krankheit oder unverschuldete■xnrbeits—

losigkeit° Balder Kläger seit_seiner Vertreibung

oder Flucht aus ElSaß—Lothringen nicht wieder
versicherungspflichtig beschäftigt gewesen war

und sich.die streitige Zeit unmittelbar an dief
gesetzlich anerkannte Vertreibungezeit (bis zum
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31° Dezember 1946) anschließt„ist]die Voraussetzung des

Zeitlichen Zusammenhangsmit der Vertreibung oder
Flucht auf jeden Fall erfüllt, Das LSG sieht es auch
'für erwiesen an, daß der Ehemann der Klägerin während

dieser Zeit=ürbeitslos i 8 des Rechts der Arbeits—
loSenversicherung gewesen ist, daß er nämlich willens

und fähig war, eine seinem Leistungsvermögen ent—

sprechende Arbeit zu den üblichen Bedingungen des

allgemeinen Arbeitsmarktes auszuüben und somit dem all—
gemeinen-Arbeitsmarkt zur Verfügung stand° Der Nach—

weis, daß der Versicherte während dieser Zeit beim
arbeitsamt als Arbeitsuchender gemeldet war und we—

nigStens dem Grunde nach Anspruch auf entsprechende
Leistung en hatte, wird in $ 51 Nr° 6 RKG — anders als

in 9 57 Nr° 3 RAG — nicht verlangt, Zwar wird sich

der Tatbestand der Arbeitslosigkeit meist aus Meldung

und Unterstützungsbesug beim Arbeitsamt ergeben, doch
kann, wenn ein entsprechender Nachweis nicht zu er—
bringen ist, auch aus anderen Umständen auf das Vor—

liegen unverschuldeter Arbeitslosigkeit — v0r allem

für kürzere Zeiträume — geschlossen werden, ent» *

gegen dem Revisionsvorbringen‘hat das LSG auch

keineswegs festgestellt, daß der hhemannder Klägerin
in der streitigen-Zeit nicht beim Arbeitsamt gemeldet

war; vielmehr sieht es die behauptung der Klägerin

und die Békundung von Zeugen, der Versicherte sei
seit 1946 beim Arbeitsamt gemeldet gewesen und habe

von dort Unterstützung bezogen, lediglich fur die

spätere Zeit v0m 8, Mai 1947 bis zum 31° März 1949

—also die Zeit zwischen demEnde der Angestellten—
tätigkéit und dem Beginn des Bezugs der Alfu —

für

widerlegt an° Die Feststellungen des L5G hinsichtlich
der Tatbestandsmerkmale der nrbeitslosigkeit für die
Zeit vom 10 Januar bis zum 250 Februar 1947 lassen

keinen Rechtsirrtum erkennen; soweit sie tatsächlicher
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Natur sind, sind sie von der ReVision nicht

in der nach 5 163 i°Vomo @164 Abs„ 2 Satz 2
des öozialgerichtsgesetzes (SGG) zulässigen

‚Weise angegriffen werden° Entgegen dem ReVisions—
vorbringen hat das LSG auch hinreichend deut—
'lich zum Ausdruck gebracht, daß nach seiner
Überzeugung der Versicherte zu dieser Zeit
_bereit war, eine Beschäftigung unter den üblichen

Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes

—
ohne Einschränkung

— auszuüben°

Dagegen ist die Revi$ion begründet, soweit sie

s_ich gegen die Anrechnung der Zeit von April 1949

bis september 1950 als Ausfallzeit nach:? 36
Abs° 1 Nr° 3 AVG (@ 57 Nr„ 3 EKG) wendet° Hier;

naohgilt als Ausfallzeit eine Zeit; in der eine
versicherungspflichtige Beschäftigung oder'Tätige

keit durch Arbeitslosigkeit unterbrochen werden >

ist, wenn der Arbeitslose bei einem deutshen

nrbeitsamt als Arbeitsuchender gemeldet war und

wegen der Arbeitslosigkeit entsprechendaLeistungen

bezogen oder nur wegen des Zusammentreffens mit ‘

anderen Bezügé■, wegen eines Einkommens oder der
BerücksiChtigung von Vermögentnicht bezogen hat°

'Die ?eststellung des LSG, daß diese Voraus— ’
setzuhgen beim Ehemann der Klägerin vorgelégen

haben, begegnet-Bedenken nur hinsichtlich der
Frage, ob in der streitigen'zeit—eine ter—V

sicherungspfliéhtige Beschäftigung "unterbrochen"

ware Das LSG verkennt den Begriff der "Unter—

bre chung", wenn es davon ausgeht, jede mit hfb€it$*

losmel@ung und Leistungsbézug verbundene Arbeits—

losigkeit sei als Ausfallzéit zu berücksichtigen,

wenn ihr irgendwann früher einmal eine rentenver—
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sicherungspflichtige Beschäftigung vorausgégengen

und.■amit übérhäupt ein Versicherungsverhältnis

begründet sei„ Eine solche Auslegung ent$präche

etwa der Regelung‚ die der Gesetzgeber in 9 28 „VG
für Ers&tzzeiten getroffen hat; dort wird für deren

Anrechnung lediglich gefordert9 da[ "eine Ver—
‘Sicherung vorher bestanden hat"„ Schon der völlig

Verschiedene Wortlaut zeigt, daß hier nicht das
'gleiche gemeint sein kann wie in 5 36 Abs„ 1 Nr„ 1
bis 3 AVG° Während die Ersätzzeittatbectände wie

wehrdienst‚ Verfolgüng usw„ aus politischen erwägungen

als solche honoriert und wie Veiträge behandelt
werden sollen (daher auch Anre0hnung auf die Harte_

zeit), sollen durch die Anrechnung von Ausfallzeiten

nur die Folgen von Beitragsausfällen gemildert werden9
die im privaten_ächicksal des Versicherten begründet

sind„ Da es hierbei entscheidend auf den "Ausfall"

ankommt, muß die Annahme hinréichend_sicher begründet
sein, daß ohne den.nusfalltatbestand in dem be—

troffenen Zeitraum auch wirhlich Beiträge geleistet
worden wären} das set2t aber einen

engen Zusammen—

hang zWischen Ausfallzeit und versicherungepflichtiger
Beschäftigung vorausg.öo kann es nicht zweifelhaft
sein; daß z;B° einem Versicherten, der sich beruf—

lich selbständig gemacht oder einer Versicherten9
die nach der Heirat ihre ßerufstätigkeit aufgegeben

hatte, die Zeit einer späteren krankheitsbedingten

Arbeitsunfähigkeit nicht als nusfallzeit nach 3 36
Abs, 1 N131 AVGanzureohnenist, weil in beiden '
Fällen durch die Arbeitsunfähigkeit keine versicherunge—
pflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit unterbrochen

wurde° Nach Wortlaut und Systematik des 9 36 Äbe„ 1
AVG muß aber für die Ausfallzeit der arbeitsloeigkeit
das gleiche gelten wie für die übrigen nusfallzeiten,
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bei denen es auf die Unterbrechung einer

‚versicherungspflichtigen Beschäftigung ankommt;

so kannauchdie Ärbeitslosigkeit desSelb—
‚ständigen‚ der Seine_ge„chäftliche Exiétenz

verloren hat5 und die der Hausfrau, die erst

inieder in das Berufsleben zurüCkkehren will5

keine Äuefallzeit begründen„ Die vom LSG in‘
Bezug genommeneRechtsprechung zu 5 1248 der
Reichsversicherungeordnung (BäG in SozR_ Nr„ 15,

19 und 21 zu 5 1248 EVO) steht demnicht ent—
'gegen‚ da es bei der Arbeitslosigkeit als Vor—

aussetzung für die Gewährung des vorgezogehen V
‚Altersruhegeldes gar nicht darauf ankommt, ob‘
durch sie eine Versicherungspflichtige Beschäf—

tigung unterbrochen worden ist°

Hieräug‘fbléät jedoch nicht notwendig, däß sich

» wie die Beklagte_wohl meint —eine änrechen—

bare AusfallZeit der Arbeitslosigkeit immer '
zeitlich unmittelbar an eine vereicherunge—

pfliohtige Beschäftigung oder Tätigkeit_an—

schließen muß„ Das ergibt sich grundsätzlich

schon aus der Vorschrift des © 36 Abeo‚1 Satz 2
AVG, nach der mehrere unmittelbar aufeinander-

folgende Zeiten nach den Ziffern 1, 2a‚und 3 als

Ausfallzeiten angerechnet werden können‚

obschonweich davon nur die erste unmittelbar

an die Versicherungspflichtige Beschäftigung

anschließen■kann° Eine zeitliche Lücke zwischen

demEndeder versicherungepflichtigen Tätigkeit
und dem Beginn einer Ausfellzeit wegen Arbeits—

losigkeit wird also gegebenenfalls durch eine

Zeit krankheitsbedingter Arbeitsuhfähigkeit

überbrückt Die Uberbrückhng einer zeitlichen
Lücke zwischen versicherungepflichtiger Be—

schäftigung und nusfallzeit ist aber auch dannJLaw – Gesetze und Urteile
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möglich, wenn mit der Beendigung der Beschäftigung

züar bereits Arbeitslosigkeit ein_etreten ist, die
Meldung beim Arbeitsamt und der heistungsbezug aber

erst später erfolgt sind„ Dann ist, wie der 11° benat

bereits in seinem Urteil vom 160 April 1964_(B5G 21,
21, 23) zutreffend ausgeführt hat, die Arbeitslos—

meldung kein zusätzliches Tetbestandemerkmal der

Arbeitslosigkeit i„s° des @36 Abso 1 Nr„ 3 nVG‚
sondern -

neben der Arbeitslosigkeit — ein'besonueres
Erfordernislfür die Anrechnung—van Zeiten der Arbeits—

losigkeit als mxsfallzeit° Nach Wortlaut und Sinn der

genannten Vorschrift kommt es aber für die Voraus—

setzung, daß "eine versicherungspflichtige Beschäfti—

vgüng_pder Tätigkeit „„:
unterbrochen werden" sein

muß, nur.auf die Arbeitslosigkeit en, nicht auch auf

die zusätzlichen Erfordernisse für die Anrechnung als

Ausfallzeit° Die Zeit von April 1949 bis beptember 19509

in der der Ehemann der Klägerin beim nrbeitsamt '

als Arbeitsu0hender gemeldet war und_Lei$tungen be—

zogen hat, wäre also als nusfallzeit unzurechnen, wenn

er in der vorhergehenden Zeit — auch ohne daß damals

schon diese besonderen Voraussetzungen vorgelegen

haben — seit dem Verlust seiner Stellung als Hilfe—
angestellter "arbeitslos" i„s„ desdamals geltenden
Rechts der Arbeitslosenversicherung (99 87 ff AVG aF),

d„h„-unfreiwillig ohne Arbeit sowie erbeitsfähig und
arbeitswillig gewesen ista‘Bei einem Versioherteng

der beruflich als pflichtversicherter Arbeitnehmer
tätig zu sein pflegt, wird man, Wenn er nachweislich

seine Beschäftigung unfreiWillig verloren hat, regel—
mäßig davon ausgehen können, daß diese Voraussetzungen

zunächst einmal vorgelegen haben,
wenn sich nicht

aus besonderen Umständen etwas anderes ergibt° Die

Frage, für wie lange Zeit man eine Fortdeuer dieses
Zustandes annehmen kann; ist nach der Lage des binzel—
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„ 15.1

falles zu beurteilen9 wobei sowohl die jeweiligen

Zeitverhältnisse als auch die besonderen Ver;
hältnisse des Versicherten zu dieser Zeit berück4
sichtigt werden müssen; je länger die zu überbrückende

Lücke zwischen dem Verlust der Arbeitsstelle und der

_späteren Warbeitsamtlich anerkannten Arbeitslosig—

keit" ist, um so schwerer wird die Überzeugung zu
gewinnen sein9 daß der Versicherte für die Dauer;

dieser Zeit auch ohne Meldung beim ArbeiteaMt als
Arbeitsloser angesehenwerdenvkann°Imherhin ist
angesichts der damaligen Zeitverhältnisse eine

solche Möglichkeit auehfür den hier in Betracht
kommenden Zeitraum nicht

von vornherein völlig aus»
züschließe'n° Das LSG brauChte nach seiner Rechts—

auffassung dieser Frage nicht ngmhzugehen° Es hat

die damaligeSituation des Versicherten lediglich’
unter dem Gesichtspunkt gepfüft, ob diese Zeit

selbst als Ersatz— oder Ausfallzeit anzurechnen
war; Wenn es in diesem Zusammenhang in den Urteils—.

gründen bemerkt, der Versicherte habe während

dieser Zeit weder dem allgemeinen Arbeitsmarkt
zur

Verfügung gestanden, noch sei er beim Arbeitsamt

als Arbeitsuchender gemeldet gewesen9 so ist
immerhin denkbar, daß es mit beiden Feststellungen

ivarunde das gleiche gemeint„hat° Es begründet

diese Annahme nämlich damit7 daß sich aus einem

Aktenvermerk ergebe, der Versicherte sei von der

Meldung beim Arbeitsamt befreit gewesen und daß

er nach eigenen Angaben gegenüber der Beklagten

keine Arbeitslosenfürsorgeunterstützung bezogen

habe° Auf die3d_beiden Umständekommtes aber für
die Bewertung als ÜberbrückungSzeit gerade nicht an° Der

Senat hatte daher Bedenken9 die für die Beurteilung
‚eines anderen Anspruchs und daher unter anderen Gesichts—

punkten getroffene Feststellung der mangelnden Ver—
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_1'5_‚

fügbarkeit des Versicherten einer Entscheidung

überdenihiernochim 5treit_befihdlichennnspruch
'wegen Anrechnung einer-späteren Zeit als Ausfall—

zeit zugrunde zu legen° Es kommt hinzu, daß der

Akténvermerk, auf den das LSG seine Feststellung

stützt, daten ausgeht, er sei während dieser Zeit

invalide gewesen° War der Kläger aber, ohne daß

er eine entsprechende Rente bezogen hat, damals

ihvalidé, so_drängt sich die Frage auf, ob damit

nicht die Voreusset2ungen einer Ausfallzeit nach
@ 57 Nr., 1 RKG bzw, S} 36 Abs, 1 Nr() _1 AVG zu dieser

Zeit bei ihm vorgelegen haben, die der oenat in
seinem Urteil vom 19, Dezember 1968 — 5 RKn 66/65 —
äu3geführt hat, setzt die Annahme von nrbeitsunfähig—

{keit im Sinne dieser Vorschriften fur eine Zeit, in
der kein‘Anspruch auf Krankengeld bestand,

voraus,

daß der Versicherte nach seinem Gesundheitszustand

weder in der Lage war, die unmittelbar vor_der

Erkrankung auSgeübte Tätigkeit noch eine ihm nach

den jeweils geltenden Vorschriften_des dentenrechts

zumutbare andßre Tätigkeit, zu der er’beruflich
fähig War, auszuübéno Lägen aber die Tatbestands—

merkmale der Ausfallzeit nach S 36 Abs° 1 Nr° 1 AVG

für die Zeit zwischen der vorhergehenden Tätigkeit

und dem Bezug der Alfu vor, so könnte auch hierdurch

nach dem oben bereits Gesagten diese zeitliche Lücke
selbst dann überbrückt sein, wenn sie aus anderen

Gründen nicht als Ausfellzeit enzurechnen wäre, euch
der Umstand, daß die Anrechnung dieser Zeit selbst
nicht mehr im Streit ist, würde ihrer nnerkennung

als Uberbrückuhgszeit für die folgende, noch im 5treit
befindliche Zeit nicht entgegenstehen°
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„1.7_„

Da das Berufungsgericht auf diese Fragen nicht ein—

gegangen ist und die für ihre Beantwortung erfor—

derlichen tatsächlichen Feststellungen nicht‚ge4
troffeh hat, war insoweit das angefochtene Urteil

aufzuheben und der Rechtsstreit an das LSG zurück;
zuterweisene Im übrigen, d°h„ soWeit sie die nn-.

‘rechnung'derZeit Vom1‚ Januar bis zum25° Februar
1947 als Ersatzzeit betrifft, war die Revision

zurückzuweisen„

Die Kostenentscheidung beruht auf ä‚193 SGG‚

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

